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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und zur Sicherung land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe (Grundstückverkehrsgesetz — 

GrdstVG) 

— Drucksachen 119, 2635, 2732 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Seidl (Dorfen) 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 154. Sitzung am 
19. April 1961 beschlossene Gesetz über Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur und zur Sicherung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe {Grundstückverkehrsgesetz — 
GrdstVG) — Drucksachen 119, 2635 — wird nach Maßgabe der 
in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Der Vermittlungsausschuß 
Dr. Zinn Seidl (Dorfen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Änderungen des Gesetzes über Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und zur Sicherung land- und forstwirtschaft- 
licher Betriebe 

(Grundstückverkehrsgesetz — GrdstVG) 


1. § 2 Abs. 3 Nr. 2 

In § 2 Abs. 3 Nr. 2 werden die Worte „ , sofern 
sie nicht Teil einer Mehrheit von Grundstücken 
sind, die räumlich oder wirtschaftlich Zusam- 
menhängen und demselben Eigentümer gehö- 
ren" gestrichen. 

2. In § 3 Abs. 1, § 5 Satz 1, § 6 Abs. 1, 2 und 3, 
§ 7 Abs. 2, § 11 Abs. 2, §§ 12, 18 Abs. 1 und 2, 
§ 19 Satz 1, § 20 Satz 3, § 21 Satz 1, § 22 
Abs. 1, 2 und 3, §§ 23, 24 Abs. ,1, § 27 Nr. 4 
(§ 6 Abs. 1 und 2 des Reichssiedlungsgesetzes), 
§ 27 Nr. 5 (§ 7 Satz 2 des Reichssiedlungs- 
gesetzes), § 28 Nr. 3 (§ 7 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Ergänzung des Reichssiedlungsgesetzes) 
und § 38 

wird jeweils das Wort „Landwirtschafts- 
behörde" durch das Wort „Genehmigungs- 
behörde" ersetzt. 

3. § 6 Abs. 1 Satz 2 

In § 6 Abs. 1 Satz 2 wird der letzte Halbsatz 
wie folgt gefaßt: 

durch den Zwischenbescheid verlängert sich 
die Frist des Satzes 1 auf zwei Monate und, 
falls die bezeichnete Erklärung herbeizuführen 
ist, auf drei Monate." 

4. § 9 Abs. 5 ' 

In § 9 Abs. 5 werden nach den Worten „nur 
versagt" die Worte „oder durch Auflagen oder 
Bedingungen eingeschränkt" eingefügt. 

5. § 16 

a) § 16 Abs. 1 Satz 2 (neu) 

In § 16 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender 
neuer Satz 2 eingefügt: 

„Der Betrieb ist zum Ertragswert (§ 2049 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) anzusetzen." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) § 16 Abs. 2 

§ 16 Abs. 2 wird gestrichen. 

Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Ab- 
sätze 2 bis 4. 

c) § 16 Abs. 5 (neu) 

Nach § 16 Abs. 4 wird folgender neuer 
Absatz 5 angefügt: 


„(5) Das Gericht kann auf Antrag eines 
Miterben bei der Zuweisung festsetzen, 
daß er durch ein beschränktes dingliches 
Recht an einem zugewiesenen Grundstück 
abzufinden ist. Die Festsetzung ist unzu- 
lässig, wenn der Erwerber dadurch unan- 
gemessen beschwert würde." 

6. § 17 Abs. 2 Satz 2 

§ 17 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt; 

„Sie verjähren in zwei Jahren nach dem Schluß 
des Jahres, in dem der Berechtigte von dem 
Eintritt der Voraussetzungen seines Anspruchs 
Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis in fünf Jahren nach dem Schluß des 
Jahres, in dem die Voraussetzungen des An- 
spruchs erfüllt sind." 

7. § 21 Satz 2 

In § 21 Satz 2 werden die Worte „warum der 
Genehmigung der Veräußerung Bedenken aus 
§ 9 entgegenstehen" durch die Worte „warum 
die Genehmigung der Veräußerung nach § 9 
zu versagen wäre" ersetzt. 

8. § 22 Abs. 5 

§ 22 Abs. 5 wird gestrichen. 

9. § 25 

a) Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

,4. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

(1) In den Verfahren wegen Bean- 
standung eines Pachtvertrages ist die 
Landwirtschaftsbehörde, in den Verfah- 
ren wegen Genehmigung einer rechts- 
geschäftlichen Veräußerung die Geneh- 
migungsbehörde und die land- und forst- 
wirtschaftliche Berufsvertretung zu hören 
und zu einer mündlichen Verhandlung 
zu laden. 

(2) Soweit nach Absatz 1 die Land- 
wirtschaftsbehörde oder die Genehmi- 
gungsbehörde zu hören ist, sind ihr die 
Entscheidungen in der Hauptsache zuzu- 
stellen. Die der Landwirtschaftsbehörde 
oder Genehmigungsbehörde übergeord- 
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nete Behörde ist insoweit berechtigt, 
gegen diese Entscheidungen die sofortige 
Beschwerde und die Rechtsbeschwerde, 
soweit sie nach § 24 zulässig ist, zu 
erheben. Erhebt sie eine solche Be- 
schwerde, so gilt sie als Beteiligte. 

(3) Die Landesregierung bestimmt 
durch Rechtsverordnung, welche Organi- 
sationen als land- und forstwirtschaft- 
liche Berufsvertretungen gelten." ' 

b) Nach Nr. 12 werden folgende Nr. 13, 14 und 
15 eingefügt: 

,13. § 41 Satz 2 erhält folgende Fassung; 
„Die Landwirtschaftsbehörde und die 
Genehmigungsbehörde sowie die über- 
geordnete Behörde (§ 32 Abs. 2) und 
die Siedlungsbehörde sind nicht Gegner 
im Sinne dieser Vorschrift." 

14. § 42 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Die in § 41 Satz 2 bezeichneten 
Behörden sind von der Zahlung von 
Gerichtskosten befreit." 

15. § 44 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei einem Verfahren, das von 
einer in § 41 Satz 2 genannten Behörde 
eingeleitet ist oder auf ihrem Antrag 
oder ihrer Beschwerde beruht, ist nach 
billigem Ermessen darüber zu entschei- 


den, ob und inwieweit anderen am 
Verfahren Beteiligten die Kosten auf- 
zuerlegen sind." 

Die bisherige Nr. 13 wird Nr. 16. 

10. § 27 

a) In § 27 Nr. 2 werden in § 4 Abs. 1 des Reichs- 
siedlungsgesetzes die Worte „und der Geneh- 
migung Bedenken aus § 9 des Grundstück- 
verkehrsgesetzes entgegenstehen;" durch 
die Worte „und die Genehmigung nach § 9 
des Grundstückverkehrsgesetzes nach Auf- 
fassung der Genehmigungsbehörde zu ver- 
sagen wäre,-" ersetzt. 

b) In § 27 Nr. 8 werden in § 10' Satz 1 des 
Reichssiedlungsgesetzes die Worte „oder 
der Genehmigung Bedenken aus § 9 des 
Grundstückverkehrsgesetzes nicht entgegen- 
stehen" durch die Worte „oder die Geneh- 
migung nach § 9 des Grundstückverkehrs- 
gesetzes nicht zu versagen wäre" ersetzt. 

11. § 31 

§ 31 wird gestrichen. 

12. § 40 Abs. 1 Satz 1 

§ 40 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 

in Kraft." 
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